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S A T Z U N G  
 
über den Anschluss an die öffentliche Wasserversorgungsanlage und 
die Versorgung der Grundstücke mit Wasser 
(Wasserversorgungssatzung – WVS) 
 
 

§ 17 

Anlage des Anschlußnehmers 

(1) Für die ordnungsgemäße Errichtung, Erweiterung, Änderung und 
Unterhaltung der Anlage hinter dem Hausanschluß - mit 
Ausnahme der Meßeinrichtungen der Stadtwerke - ist der 
Anschlußnehmer verantwortlich. Hat er die Anlage oder 
Anlagenteile einem Dritten vermietet oder sonst zur Benutzung 
überlassen, so ist er neben diesem verantwortlich. 

(2) Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vorschriften dieser 
Satzung und anderer gesetzlicher Regeln der Technik errichtet, 
erweitert, geändert und unterhalten werden. Die Errichtung der 
Anlage und wesentliche Veränderungen dürfen nur durch die 
Stadtwerke oder ein von den Stadtwerken zugelassenes 
Installationsunternehmen erfolgen. Die Stadtwerke sind 
berechtigt, die Ausführung der Arbeiten zu überwachen. 

(3) Anlagenteile, die sich vor den Meßeinrichtungen befinden, können 
plombiert werden. Ebenso können Anlagenteile, die zur Anlage 
des Anschlußnehmers gehören, unter Plombenverschluß 
genommen werden, um eine einwandfreie Messung zu 
gewährleisten. Die dafür erforderliche Ausstattung der Anlage ist 
nach den Angaben der Stadtwerke zu veranlassen. 

 

 

Änderung der Satzung 
 
über den Anschluss an die öffentliche Wasserversorgungsanlage und 
die Versorgung der Grundstücke mit Wasser 
(Wasserversorgungssatzung – WVS) 

 
 

§ 17 

Anlage des Anschlussnehmers 

(1) Für die ordnungsgemäße Errichtung, Erweiterung, Änderung und 
Unterhaltung der Anlage hinter dem Hausanschluss - mit 
Ausnahme der Messeinrichtungen der Stadtwerke - ist der 
Anschlussnehmer verantwortlich. Hat er die Anlage oder 
Anlagenteile einem Dritten vermietet oder sonst zur Benutzung 
überlassen, so ist er neben diesem verantwortlich. 

(2) Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vorschriften dieser 
Satzung und anderer gesetzlicher oder behördlicher 
Bestimmungen sowie nach den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik errichtet, erweitert, geändert und unterhalten werden. Die 
Errichtung der Anlage und wesentliche Veränderungen dürfen nur 
durch die Stadtwerke oder ein von den Stadtwerken zugelassenes 
Installationsunternehmen erfolgen. Die Stadtwerke sind 
berechtigt, die Ausführung der Arbeiten zu überwachen. 

(3) Anlagenteile, die sich vor den Messeinrichtungen befinden, 
können plombiert werden. Ebenso können Anlagenteile, die zur 
Anlage des Anschlussnehmers gehören, unter 
Plombenverschluss genommen werden, um eine einwandfreie 
Messung zu gewährleisten. Die dafür erforderliche Ausstattung 
der Anlage ist nach den Angaben der Stadtwerke zu veranlassen. 

 

Anlage 2 
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(4) Es dürfen nur Materialien und Geräte verwendet werden, die 
entsprechend den anerkannten Regeln der Technik beschaffen 
sind. Das Zeichen einer anerkannten Prüfstelle (z.B. DIN-DVGW, 
DVGW- oder GS-Zeichen) bekundet, daß diese Voraussetzungen 
erfüllt sind. 

(5) Anlagen und Verbrauchseinrichtungen sind so zu betreiben, dass 
Störungen anderer Wasserabnehmer, störende Rückwirkungen 
auf Einrichtungen der Stadtwerke oder Dritter oder Rückwirkungen 
auf die Güte des Trinkwassers ausgeschlossen sind. 

 
 

§ 27 

Beitragsschuldner 

(1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Zustellung des 
Beitragsbescheid Eigentümer des Grundstücks ist. Der 
Erbbauberechtigte ist an Stelle des Eigentümers 
Beitragsschuldner. 

(2) Mehrere Beitragsschuldner sind Gesamtschuldner. bei 
Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und 
Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil 
Beitragsschuldner. 

(3) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück, im Falle 
des Abs. 1 Satz 2 auf dem Erbbaurecht, im Falle des Abs. 2 Satz 
2 auf dem Wohnungs- oder dem Teileigentum. 

 
 
 
 
 

(4) Es dürfen nur Materialien und Geräte verwendet werden, die 
entsprechend den anerkannten Regeln der Technik beschaffen 
sind. Das Zeichen einer anerkannten Prüfstelle (z.B. DIN-DVGW, 
DVGW- oder GS-Zeichen) bekundet, daß diese Voraussetzungen 
erfüllt sind. 

(4) Anlagen und Verbrauchseinrichtungen sind so zu betreiben, daß 
Störungen anderer Wasserabnehmer, störende Rückwirkungen 
auf Einrichtungen der Stadtwerke oder Dritter oder Rückwirkungen 
auf die Güte des Trinkwassers ausgeschlossen sind. 

 
 

§ 27 

Beitragsschuldner 

(1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Zustellung des 
Beitragsbescheids Eigentümer des Grundstücks ist. Der 
Erbbauberechtigte ist an Stelle des Eigentümers 
Beitragsschuldner. 

(2) Mehrere Beitragsschuldner sind Gesamtschuldner. Bei 
Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und 
Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil 
Beitragsschuldner. 

(3) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück, im Falle 
 des Abs. 1 Satz 2 auf dem Erbbaurecht, im Falle des Abs. 2 Satz 
2 auf dem Wohnungs- oder dem Teileigentum. 

(3) Steht das Grundstück, Erbbaurecht, Wohnungs- oder Teileigentum 
im Eigentum mehrerer   Personen zur gesamten Hand, ist die 
Gesamthandsgemeinschaft beitragspflichtig. 
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§ 29 

Grundstücksfläche 

 

(1) Als Grundstücksfläche gilt 

1.  bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplans die 
Fläche, die der Ermittlung der zulässigen Nutzung 
zugrundezulegen ist; 

2. soweit ein Bebauungsplan nicht besteht oder die erforderlichen 
Festsetzungen nicht enthält, die tatsächliche 
Grundstücksfläche bis zu einer Tiefe von 50 m von der 
Erschließungsanlage zugewandten Grundstücksgrenze. 
Reicht die bauliche oder gewerblich Nutzung über diese 
Begrenzung hinaus oder sind Flächen tatsächlich 
angeschlossen, ist die Grundstückstiefe maßgebend, die durch 
die hintere Grenze der Nutzung bestimmt wird. 

  Grundstücksteile, die lediglich die wegemäßige Verbindung 
zur Erschließungsanlage herstellen, bleiben bei der 
Bestimmung der Grundstückstiefe unberücksichtigt. 

(2) § 10 Abs. 3 KAG bliebt unberührt. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 

§ 29 

Grundstücksfläche 

 

(1) Als Grundstücksfläche gilt 

1.  bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplans die 
Fläche, die der Ermittlung der zulässigen Nutzung zugrunde zu 
legen ist; 

2. soweit ein Bebauungsplan oder eine Satzung nach § 34 Abs. 4 
S. 1 BauGB nicht besteht oder die erforderlichen 
Festsetzungen nicht enthält, die tatsächliche 
Grundstücksfläche bis zu einer Tiefe von 50 m von der 
Erschließungsanlage zugewandten Grundstücksgrenze. 

 Reicht die bauliche oder gewerbliche Nutzung über diese 
Begrenzung hinaus oder sind Flächen tatsächlich 
angeschlossen, ist die Grundstückstiefe maßgebend, die durch 
die hintere Grenze der Nutzung, zuzüglich der baurechtlichen 
Abstandsflächen, bestimmt wird. Grundstücksteile, die 
lediglich die wegemäßige Verbindung zur 
Erschließungsanlage herstellen, bleiben bei der Bestimmung 
der Grundstückstiefe unberücksichtigt. Zur Nutzung zählen 
auch angelegte Grünflächen oder gärtnerisch genutzte 
Flächen. 

(2) § 10 Abs. 3 KAG bliebt unberührt. 

(2) Teilflächenabgrenzungen gemäß § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG bleiben 
unberührt. 
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§ 35 

Beitragssatz 

 

 Der Wasserversorgungsbeitrag beträgt je Quadratmeter (m2)  

 Nutzungsfläche (§ 28)                                           1,53 Euro 

 

 

 

§ 38 

Ablösung 

(1) Der Wasserversorgungsbeitrag kann vor Entstehung der 
Beitragsschuld abgelöst werden. Der Betrag einer Ablösung 
bestimmt sich nach der Höhe des voraussichtlich entstehenden 
Beitrags. 

 (2) Die Ablösung erfolgt durch Vereinbarung zwischen der Stadt 
Geisingen und dem Beitragspflichtigen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 35 

Beitragssatz 

 

 Der Wasserversorgungsbeitrag beträgt je Quadratmeter (m2)  

 Nutzungsfläche (§ 28)                                           2,64 € 

 
 
 
 

 

§ 38 

Ablösung 

(1) Der Wasserversorgungsbeitrag kann vor Entstehung der 
Beitragsschuld abgelöst werden. Der Betrag einer Ablösung 
bestimmt sich nach der Höhe des voraussichtlich entstehenden 
Beitrags; die Ermittlung erfolgt nach den Bestimmungen dieser 
Satzung. 

(2) Die Ablösung erfolgt durch Vereinbarung zwischen der Stadt 
Geisingen und dem Beitragspflichtigen. 

(3) Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 
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§ 41 

Grundgebühr 

(1) Die Grundgebühr wird gestaffelt nach der Zählergröße erhoben 
(Zählergebühr). Sie beträgt bei Wasserzählern (einschließlich 
Bauwasserzählern), mit einer Nenngröße von: 

Nenndurchfluß  2,5      6             10 15 40 m3/h 

(Qn) 

EUR/Monat          3,15    3,47 25,06 36,83 45,23 

 

(2) Bei der Berechnung der Grundgebühr wird der Monat, in dem der 
Wasserzähler erstmals eingebaut oder endgültig ausgebaut wird, 
je als voller Monat gerechnet. 

(3) Wird die Wasserlieferung wegen Wassermangels, Störungen im 
Betrieb, betriebsnotwendiger Arbeiten oder aus ähnlichen, nicht 
vom Anschlußnehmer zu vertretenden Gründen länger als einen 
Monat unterbrochen, so wird für die Zeit der Unterbrechung 
(abgerundet auf volle Monate) keine Grundgebühr berechnet. 

 

 

 

 

 
 
 
 

§ 41 

Grundgebühr 

(1) Die Grundgebühr wird gestaffelt nach der Zählergröße erhoben 
(Zählergebühr). Sie beträgt bei Wasserzählern (einschließlich 
Bauwasserzählern), mit einer Nenngröße von: 

Nenndurchfluss         2,5            6          10          15           40 m3/h 

(Qn) 

Alternativ für Zähler mit Kennzeichnung gemäß der Europäischen 
Messgeräterichtlinie (MID): 
Überlastdurchfluss (Q4)3,125 und 5   7,9 und 12,5     20    31,25    - 
Dauerdurchfluss (Q3)   2,5 und 4       6,3 und 10       16        25    - 
 

EUR/Monat               3,15         3 ,47       25,06       36,83     45,23 

 

(2) Bei der Berechnung der Grundgebühr wird der Monat, in dem der 
Wasserzähler erstmals eingebaut oder endgültig ausgebaut wird, 
je als voller Monat gerechnet. 

(3) Wird die Wasserlieferung wegen Wassermangels, Störungen im 
Betrieb, betriebsnotwendiger Arbeiten oder aus ähnlichen, nicht 
vom Anschlussnehmer zu vertretenden Gründen länger als einen 
Monat unterbrochen, so wird für die Zeit der Unterbrechung 
(abgerundet auf volle Monate) keine Grundgebühr berechnet. 
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§ 50 

Haftung bei Versorgungsstörungen 

(1) Für Schäden, die ein Wasserabnehmer durch Unterbrechung 
der Wasserversorgung oder durch Unregelmäßigkeiten in der 
Belieferung erleidet, haftet die Stadt Geisingen aus dem 
Benutzungsverhältnis oder unerlaubter Handlung im Falle 

1. der Tötung oder Verletzung des Körpers oder der Gesundheit 
des Wasserabnehmers, es sei denn, daß der Schaden von der 
Stadt Geisingen oder einem ihrer Bediensteten oder eines 
Verrichtungsgehilfen weder vorsätzlich noch fahrlässig 
verursacht worden ist, verursacht worden ist, 

2. der Beschädigung einer Sache, es sei denn, daß der Schaden 
weder durch Vorsatz noch durch grobe Fahrlässigkeit der Stadt 
Geisingen oder eines Ihrer Bediensteten oder eines 
Verrichtungsgehilfen verursacht worden ist, 

3. eines Vermögensschadens, es sei denn, daß dieser weder 
durch Vorsatz noch durch grobe Fahrlässigkeit eines 
vertretungsberechtigten Organs der Stadt Geisingen 
verursacht worden ist. 

§ 831 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches ist nur bei 
vorsätzlichem Handeln von Verrichtungsgehilfen anzuwenden. 

2) Abs. 1 ist auch auf Ansprüche von Wasserabnehmern 
anzuwenden, die diese gegen ein drittes 
Wasserversorgungsunternehmen aus unerlaubter Handlung 
geltend machen. Die Stadt Geisingen ist verpflichtet, den 
Wasserabnehmern auf Verlangen über die mit der 
Schadensverursachung durch ein drittes Unternehmen 
zusammenhängenden Tatsachen insoweit Auskunft zu geben, als 
sie ihre bekannt sind oder von ihr in zumutbarer Weise aufgeklärt  

§ 50 

Haftung bei Versorgungsstörungen 

(1) Für Schäden, die ein Wasserabnehmer durch Unterbrechung 
der Wasserversorgung oder durch Unregelmäßigkeiten in der 
Belieferung erleidet, haftet die Stadt Geisingen aus dem 
Benutzungsverhältnis oder unerlaubter Handlung im Falle 

1. der Tötung oder Verletzung des Körpers oder der Gesundheit 
des Wasserabnehmers, es sei denn, dass der Schaden von 
der Stadt Geisingen oder einem ihrer Bediensteten oder eines 
Verrichtungsgehilfen weder vorsätzlich noch fahrlässig 
verursacht worden ist, verursacht worden ist, 

2. der Beschädigung einer Sache, es sei denn, dass der Schaden 
weder durch Vorsatz noch durch grobe Fahrlässigkeit der Stadt 
Geisingen oder eines Ihrer Bediensteten oder eines 
Verrichtungsgehilfen verursacht worden ist, 

3. eines Vermögensschadens, es sei denn, dass dieser weder 
durch Vorsatz noch durch grobe Fahrlässigkeit eines 
vertretungsberechtigten Organs der Stadt Geisingen 
verursacht worden ist. 

§ 831 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches ist nur bei 
vorsätzlichem Handeln von Verrichtungsgehilfen anzuwenden. 

(2) Abs. 1 ist auch auf Ansprüche von Wasserabnehmern 
anzuwenden, die diese gegen ein drittes 
Wasserversorgungsunternehmen aus unerlaubter Handlung 
geltend machen. Die Stadt Geisingen ist verpflichtet, den 
Wasserabnehmern auf Verlangen über die mit der 
Schadensverursachung durch ein drittes Unternehmen 
zusammenhängenden Tatsachen insoweit Auskunft zu geben, als 
sie ihre bekannt sind oder von ihr in zumutbarer Weise aufgeklärt  
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 werden können und ihre Kenntnis zur Geltendmachung des 
Schadenersatzes erforderlich ist. 

(3) Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter 30,- DM. 

(4) Ist der Anschlußnehmer berechtigt, das gelieferte Wasser an 
einen Dritten weiterzuleiten (§ 8 Abs. 1), und erleidet dieser durch 
Unterbrechung der Wasserversorgung oder durch 
Unregelmäßigkeiten in der Belieferung einen Schaden, so haftet 
die Stadt Geisingen dem Dritten gegenüber in demselben Umfang 
wie dem Wasserabnehmer aus dem Benutzungsverhältnis. 

(5) Leitet der Anschlußnehmer das gelieferte Wasser an einen Dritten 
weiter, so hat er im Rahmen seiner rechtlichen Möglichkeiten 
sicherzustellen, daß der Dritte aus unerlaubter Handlung keine 
weitergehenden Schadensersatzansprüche erheben kann, als sie 
in den Absätzen 1 bis 3 vorgesehen sind. Die Stadt Geisingen 
weist den Anschlußnehmer darauf bei Begründung des 
Benutzungsverhältnisses besonders hin. 

(6) Der Wasserabnehmer hat den Schaden unverzüglich der Stadt 
Geisingen oder, wenn dieses feststeht, dem ersatzpflichtigen 
Unternehmen mitzuteilen. Leitet der Anschlußnehmer das 
gelieferte Wasser an einen Dritten weiter, so hat er diese 
Verpflichtung auch dem Dritten aufzuerlegen. 

 

 

 

 

 

 

werden können und ihre Kenntnis zur Geltendmachung des 
Schadenersatzes erforderlich ist. 

(3) Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter 15,- Euro. 

(4) Ist der Anschlussnehmer berechtigt, das gelieferte Wasser an 
einen Dritten weiterzuleiten (§ 8 Abs. 1), und erleidet dieser durch 
Unterbrechung der Wasserversorgung oder durch 
Unregelmäßigkeiten in der Belieferung einen Schaden, so haftet 
die Stadt Geisingen dem Dritten gegenüber in demselben Umfang 
wie dem Wasserabnehmer aus dem Benutzungsverhältnis. 

(5) Leitet der Anschlussnehmer das gelieferte Wasser an einen 
Dritten weiter, so hat er im Rahmen seiner rechtlichen 
Möglichkeiten sicherzustellen, dass der Dritte aus unerlaubter 
Handlung keine weitergehenden Schadensersatzansprüche 
erheben kann, als sie in den Absätzen 1 bis 3 vorgesehen sind. 
Die Stadt Geisingen weist den Anschlussnehmer darauf bei 
Begründung des Benutzungsverhältnisses besonders hin. 

(6) Der Wasserabnehmer hat den Schaden unverzüglich der Stadt 
Geisingen oder, wenn dieses feststeht, dem ersatzpflichtigen 
Unternehmen mitzuteilen. Leitet der Anschlussnehmer das 
gelieferte Wasser an einen Dritten weiter, so hat er diese 
Verpflichtung auch dem Dritten aufzuerlegen. 
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§ 54 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt ab 01.07.2019 in Kraft und ersetzt ab diesem 
Zeitpunkt die Satzung über die Erhebung einer Vergnügungssteuer in 
der letzten Fassung vom 15.12.2015. 
 
Hinweis 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der 
GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 
GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres 
seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Stadt 
geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung 
begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die 
Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung die Genehmigung oder 
die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind. 
 
 
Geisingen, den 09. April 2019 
 
 
Walter H e ng s t l e r  
Bürgermeister 
 
 


